
Wahlprüfung
§ 55

Wahleinspruch

(1) Jede wahlberechtigte Person des Wahlgebietes, jede Partei, politische Vereinigung oder
Wählergruppe, die einen Wahlvorschlag eingereicht hat, jeder Einzelbewerber, der für das
Wahlgebiet zuständige Wahlleiter sowie die für das Wahlgebiet zuständige Aufsichtsbehörde
können gegen die Gültigkeit der Wahl Einspruch erheben (Wahleinspruch) mit der
Begründung, dass die Wahl nicht den gesetzlichen Vorschriften entsprechend vorbereitet oder
durchgeführt oder in anderer unzulässiger Weise in ihrem Ergebnis beeinflusst worden ist. Ein
Wahleinspruch kann nicht darauf gestützt werden, dass ein Wahlvorschlag oder ein Bewerber
zu Unrecht zugelassen worden ist.

(2) Der Wahleinspruch ist bei dem für das Wahlgebiet zuständigen Wahlleiter frühestens am
Tag der Wahl und spätestens zwei Wochen nach der Bekanntgabe des Wahlergebnisses (§ 50)
mit Begründung schriftlich einzureichen oder mündlich zur Niederschrift zu erklären; der
Wahleinspruch des Wahlleiters selbst ist an die Vertretung zu richten.

(3) Der Wahleinspruch gegen eine Feststellung oder Entscheidung, die aufgrund dieses
Gesetzes oder der Kommunalwahlverordnung nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses
getroffen wird, ist binnen zwei Wochen nach ihrer Bekanntgabe zulässig. Dieses gilt nicht für
Feststellungen und Entscheidungen im Wahlprüfungsverfahren. Ist die Feststellung oder
Entscheidung den einspruchsberechtigten Personen zugestellt worden, so beginnt die
Wahleinspruchsfrist für sie mit dem Tag der Zustellung. Im Übrigen gilt Absatz 2
entsprechend.

(4) Entscheidungen und Maßnahmen, die sich unmittelbar auf das Wahlverfahren beziehen,
können nur mit den Rechtsbehelfen, die in diesem Gesetz und in den aufgrund dieses
Gesetzes erlassenen Verordnungen vorgesehen sind, sowie im Wahlprüfungsverfahren
angefochten werden.

(5) Der Wahleinspruch hat keine aufschiebende Wirkung.

(6) Der Wahlleiter legt die bei ihm eingereichten Wahleinsprüche mit seiner Stellungnahme
unverzüglich der neugewählten Vertretung vor.

§ 56
Entscheidung über die Gültigkeit der Wahl

(1) Die Wahlprüfung obliegt der neugewählten Vertretung. Sie entscheidet über die
Wahleinsprüche sowie über die Gültigkeit der Wahl von Amts wegen. Sie verhandelt und
beschließt hierüber in öffentlicher Sitzung. Die Vertretung kann dem Haupt- oder
Kreisausschuss oder einem anderen Ausschuss der Vertretung die Aufgabe der Vorprüfung
von Wahleinsprüchen übertragen.

(2) In der Verhandlung sind die Beteiligten auf Antrag zu hören. Beteiligt sind der Wahlleiter,
derjenige, der den Wahleinspruch erhoben hat, und derjenige Vertreter oder diejenige
Ersatzperson, gegen dessen oder deren Wahl der Wahleinspruch unmittelbar gerichtet ist.

(3) Ein Vertreter, der nach Absatz 2 Satz 2 Beteiligter ist, darf an der Beschlussfassung nicht
teilnehmen.



§ 57
Inhalt der Entscheidung

(1) Die neugewählte Vertretung trifft nach Ablauf der in § 55 Absatz 2 bezeichneten Frist
durch Beschluss folgende Wahlprüfungsentscheidung:

1. Einwendungen gegen die Wahl liegen nicht vor. Die Wahl ist gültig; oder

2. die Einwendungen gegen die Wahl sind unzulässig oder nicht begründet und werden
zurückgewiesen. Die Wahl ist gültig; oder

3. die Einwendungen gegen die Wahl sind begründet. Die ihnen zugrunde liegenden
Tatsachen haben das Wahlergebnis nicht oder nur unwesentlich beeinflusst. Die Wahl
ist gültig; oder

4. die Einwendungen gegen die Wahl sind sämtlich oder zum Teil begründet. Die den
begründeten Einwendungen zugrunde liegenden Tatbestände sind so schwerwiegend,
dass bei einer einwandfreien Durchführung der Wahl ein wesentlich anderes
Wahlergebnis zustande gekommen oder festgestellt worden wäre. Es wird

a. das Wahlergebnis neu festgestellt oder berichtigt oder

b. die Wahl ganz oder teilweise für ungültig erklärt.

(2) Bei Wahleinsprüchen nach § 55 Absatz 3 entscheidet die Vertretung durch Beschluss,

1. ob die Einwendungen begründet sind,

2. ob die Feststellung oder Entscheidung rechtens ist.

(3) Die Beschlüsse zu Absatz 1 Nummer 2 bis 4 sowie Absatz 2 sind zu begründen.

§ 58
Zustellung der Entscheidung und Rechtsbehelf

(1) Die Wahlprüfungsentscheidung der Vertretung ist den Beteiligten binnen einer Frist von
zwei Wochen schriftlich mit Begründung und Rechtsbehelfsbelehrung (Absatz 2) zuzustellen,
der Aufsichtsbehörde auch dann, wenn sie keinen Wahleinspruch erhoben hat.

(2) Gegen die Wahlprüfungsentscheidung der Vertretung ist innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe die Klage vor dem Verwaltungsgericht zulässig. Die allgemeinen Vorschriften
über das verwaltungsgerichtliche Verfahren finden mit der Maßgabe Anwendung, dass die
Klage gegen die Vertretung zu richten ist und ein Widerspruch gegen den Beschluss der
Vertretung nicht stattfindet. Der Wahlleiter und die Aufsichtsbehörde sind auch dann
klageberechtigt, wenn der Wahleinspruch nicht von ihnen erhoben worden ist.

(3) Beschlüsse der Vertretung, die vor der Bestandskraft einer Entscheidung über die
Ungültigkeit der Wahl gefasst worden sind, werden in ihrer Rechtswirksamkeit durch die
Ungültigkeitserklärung nicht berührt.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Wahlprüfungsentscheidungen im Sinne des § 57
Absatz 1 Nummer 1.


